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Anträge des Gemeinderates im Zuge der Haushaltsplanberatungen 2019

Fraktion/ Antrag

Seite Produkt Bezeichnung GR Planansatz Stellungnahme der Verwaltung Entscheidung des Gemeinderat am 07.02.2019 GR-Sitzung 

EUR (erledigt)

196 26300010

Jugendmusikschule:

Eine Beratung als TOP soll in einer der nächsten 

Gemeinderatssitzungen erfolgen. Bestandteil davon soll auch die 

Finanzierung sein. Für den Planansatz im Haushalt ist ein 

Sperrvermerk vorzunehmen.

FUB/BL 60.000

Mit der Pensionierung des städtischen Musikdirektors stellt sich die Frage nach 

der grundsätzlichen künftigen Ausrichtung und Organisationsform, sowie 

Finanzierung der städtischen Musikschule. Die Lösung muss grundsätzlich für 

alle Schüler aus allen Musikkapellen der Stadt offen sein, sowie Schüler die nicht 

diesen Vereinen angehören bzw. angehören wollen. Außerdem sind die 

schulischen Belange aller Schularten (Ganztagsbetreuung etc.) in die künftige 

Organisation einzubeziehen.

Die Verwaltung prüft derzeit Möglichkeiten zur Umsetzung und wird dem 

Gemeinderat hierüber berichten und die Entscheidungsgrundlagen erarbeiten.

196 26300010
Jugendmusikschule:

Ein Konzept soll erarbeitet werden.
CDU 60.000

Mit der Pensionierung des städtischen Musikdirektors stellt sich die Frage nach 

der grundsätzlichen künftigen Ausrichtung und Organisationsform, sowie 

Finanzierung der städtischen Musikschule. Die Lösung muss grundsätzlich für 

alle Schüler aus allen Musikkapellen der Stadt offen sein, sowie Schüler die nicht 

diesen Vereinen angehören bzw. angehören wollen. Außerdem sind die 

schulischen Belange aller Schularten (Ganztagsbetreuung etc.) in die künftige 

Organisation einzubeziehen.

Die Verwaltung prüft derzeit Möglichkeiten zur Umsetzung und wird dem 

Gemeinderat hierüber berichten und die Entscheidungsgrundlagen erarbeiten.

Personal:

Ein Personalaufbau im Haushalt ist sofort zu stoppen. Weitere 

Einstellungen sind vom Gemeinderat zu genehmigen. 

Ausgenommen ist der Kindergartenbereich da hier ein 

Personalschlüssel vorliegt. 

CDU
In einer Sitzung des Personalausschusses wird dem Gremium die näheren 

Hintergründe für die Personalausstattung dargelegt werden.

Personal:

a. Es werden keine Mehrstellen im Personalhaushalt – abgesehen 

von Stellen die auf Grund übergeordneter Vorgaben verpflichtend 

sind – eingeplant. 

b. Die Verwaltung erstellt einen Maßnahmenkatalog wie die 

angespannte Personalsituation gelöst werden kann

FUB/BL
In einer Sitzung des Personalausschusses wird dem Gremium die näheren 

Hintergründe für die Personalausstattung dargelegt werden.

Rückstellung Schulsanierung

Die vom Gemeinderat im Jahr 2018 beschlossene Rückstellung für 

die Schulsanierung ist einzuarbeiten. 

CDU 1.500.000

Eine Änderung der Verwaltungsvorschrift des Innenministerium über den 

Produktrahmen für die Gliederung der Haushalte vom 26.09.2018 liegt vor. Darin 

besteht die Möglichkeit in der Anlage 14 als verbindlicher Bestandteil vom 

Haushaltsplan Rückstellungen einzuplanen. Dies soll mit der Erarbeitung des 

endgültigen Entwurfs des Haushaltsplans erfolgen. 

Weiter verweist die Verwaltung darauf, dass ein Ausgabevolumen von 12,9 

Millionen Euro für die Sanierung der Schulen Bestandteil des 

Haushaltsplanentwurf ist. 

Steuererhöhungen:

Es dürfen keine Steuererhöhungen im Haushalt 2019 vorgenommen 

werden. 

CDU
Steuererhöhungen sind weder geplant noch von der Verwaltung im 

Haushaltsplanentwurf vorgesehen.

Monatliche Liquiditätsübersicht:

Eine Übersendung der monatlichen Liquiditätsübersicht an den 

Gemeinderat soll erfolgen. 

CDU
Die Übersendung erfolgt weiterhin bis zum Jahresende 2019 an den 

Gemeinderat.

Sonstige Anträge



Leerstandsmanagement:

Das Thema Leerstandsmanagement wird mit Priorität durch die 

Verwaltung angegangen. Die Verwaltung erarbeitet gemeinsam mit 

dem GUHV und der IHK einen Maßnahmenkatalog für das weitere 

Vorgehen.

FUB/BL

Es handelt sich um keine originäre Aufgabe der Stadtverwaltung. Zunächst sind 

die Eigentümer und der GHV gefordert. Die Stadtverwaltung hat bisher immer 

betont, dass sie im Rahmen Ihrer personellen und finanziellen Möglichkeiten den 

Prozess unterstützt. Aufgrund des Arbeitsvolumens ist hierfür eine personelle 

Unterstützung erforderlich sowie ggf. erforderliche Sachmittel.


